
Bericht: 
Laut Beschluss des Verwaltungsausschusses vom 31.05.2005 waren zunächst noch 
Fragen hinsichtlich des erforderlichen Grunderwerbs / Inanspruchnahme von Grundstü-
cken, der Fördermöglichkeiten und der Radwegeführung zu klären und das Ergebnis in 
den Fraktionen zu beraten. 
 

 Mit den betroffenen Grundstückseigentümern wurde gesprochen. Die geplanten 
Maßnahmen wurden begrüßt und Einverständnis für einen entsprechenden Flä-
chenverkauf in Aussicht gestellt. Somit kann voraussichtlich auf ein Planfeststel-
lungsverfahren verzichtet werden. 

  

 Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr will die erfor-
derliche Inanspruchnahme von Grundstücken jeweils entsprechend einem noch zu 
erstellendem Wertermittlungsgutachten in Anlehnung an die Richtwertkarte regeln. 
Der Erlös der Stadt aus der Grundstücksinanspruchnahme im Baugebiet am 
Weidenweg ist allerdings vom GVFG-Zuschuss in Abzug zu  bringen, so dass sich 
hieraus möglicherweise kein finanzieller Vorteil ergibt. Die von der Stadt zur Ver-
fügung zu stellende Fläche beträgt bei der Variante 1 ca. 370 m² und bei der Va-
riante 2 je nach den Erfordernissen des Lärmschutzes ca. 2.000 bis 3.000 m². Die 
Gesamtfläche des städtischen Grundstückes beträgt 3.800 m².  

 

 Fördermöglichkeiten nach GVFG sind laut Rücksprache mit der Vertretung der 
Landesregierung für den Kostenanteil der Gemeinde für beide Varianten gegeben. 
Die förderfähigen Kosten werden zurzeit mit 70 % bezuschusst. Nicht förderfähig 
sind u.a. Aufwendungen für die Straßenbeleuchtung, die Gehwege, den Erwerb 
städtischer Grundstücksflächen und eine eventuelle Erneuerung des Regenwas-
sersammelkanales DN 800 im Kreuzungsbereich. Bezogen auf die Baukosten 
ergibt sich damit ein Fördersatz von rd. 50%. 

 

 Die Radwegeführung wird in der Sitzung erläutert. 
 
Nach jetzigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, dass der Kostenanteil der Stadt 
Schortens bei ca. 38% liegen wird. Davon sind noch die Zuschüsse nach GVFG in Abzug 
zu bringen, so dass damit Kosten in folgender Größenordnung zu erwarten sein würden: 
 
Variante 1 (kleine Lösung):     65.000,- €   (von ca. 350.000,- € Baukosten) 
 
Variante 2 (große Lösung): 114.000,- €    (von ca. 600.000,- € Baukosten)  
 
Hierbei nicht berücksichtigt ist der Erwerb städtischer Flächen aus dem Baugebiet 
Weidenweg/Hauptstraße durch den Bund. Einnahmen hieraus würden laut münd-
licher Auskunft der Regierungsvertretung vom GVFG-Zuschuss in Abzug gebracht 
werden.  
 
Hierdurch ergibt sich für die Variante 2 folgende Berechnung: 
 
Eigenanteil Schortens (38% von 600.000,- €):   =  228.000,- € 



Abzüglich Zuschuss nach GVFG von ca. 50% der Baukosten:  -114.000,- € 
Zuzüglich Grundstückserlös (als Abzug vom Zuschuss):   + 80.000,- €  
 
Kosten für die Stadt:         194.000,- € 
          ========== 
 
Berücksichtigter Grundstückserlös aus Verkauf an den Bund:      80.000,- € 
 
Da die Auszahlung der Zuschüsse nachträglich erfolgt, wäre die Mittelbereitstellung zu-
nächst  einschließlich der Zuschussanteile für 2006 vorzusehen.  Die gegen zu rechnende 
Einnahme der Zuschüsse wird sich voraussichtlich auf die Jahre 2006 und 2007 verteilen, 
ein Restbetrag wird erst nach Vorlage des Verwendungsnachweises ausgezahlt, vo-
raussichtlich 2008. 
 
Änderungen bei den Baukosten können insbesondere eintreten durch zusätzliche Er-
fordernisse für den Lärmschutz, die erst durch ein Gutachten zu klären sind.  Nicht för-
derfähige Mehrkosten von anteilig ca. 23.000,- € können sich ergeben, wenn der Re-
genwasserkanal im Kreuzungsbereich erneuert werden muss.  
 
Zunächst wären von der Stadt vorbereitende Leistungen für einen GVFG-Antrag zu be-
auftragen. Erforderlich ist die Erstellung eines Verkehrsplanes mit einer Klassifizierung 
des Straßennetzes und Darstellung der aktuellen Verkehrsbelastungen sowie die Zu-
sammenstellung von Unterlagen für eine Anmeldung zum GVFG-Programm und zum 
GVFG-Antrag. Die hierfür entstehenden Kosten von schätzungsweise 10.000,- € sind in 
den vorab genannten Summen enthalten, wären jedoch schon im Nachtrag 2005 bereit zu 
stellen. 
 
Die Programmanmeldung ist bis Dezember 2005 vorzunehmen, die Stellung des Antra-
ges im Januar 2006.  Ein Maßnahmenbeginn in 2005 ist bei Beanspruchung von 
GVFG-Mitteln nicht möglich. 
 
Bei allen genannten Kosten handelt es sich jeweils um Schätzungen entsprechend dem 
jetzigen Planungsstand der Maßnahme (Vorentwurf). 
 
 
Über eine Ausführung der Maßnahme und ggf. Auswahl einer Variante ist zu beraten. 


